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Klausur 3: »�rger in Wilparting«
(Berufungsschriftsatz, Baugenehmigung, § 35 BauGB,
Teilprivilegierung, Bestandsschutz, Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand)

Sachverhalt

Am Montag, 18.9.2008, erscheint in der Miesbacher Kanzlei von Rechtsanw�ltin Dr. Anja An-
zinger der erste B�rgermeister der Gemeinde Irschenberg, Lorenz Lobinger, �bergibt eine Ent-
scheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichts M�nchen sowie weitere Schreiben und schildert
nachfolgenden Sachverhalt:

»Frau Rechtsanw�ltin, der Gemeinderat ist empçrt �ber das Ihnen gerade �bergebene Urteil.
Sollte eine Korrektur dieser Entscheidung nicht mçglich sein, wird dies weitreichende Folgen
f�r die Baut�tigkeit in der Gemeinde, ja im ganzen Landkreis haben, weil angesichts der immer
noch vorhandenen landwirtschaftlichen Struktur des Gebietes eine Vielzahl vergleichbarer F�lle
nachkommen und zu einer nicht �berschaubaren Zersiedelung des Außenbereichs und damit zur
Zerstçrung unserer historisch gewachsenen oberbayerischen Heimat f�hren kçnnen.

Folgendes ist geschehen.

Mit Bauantrag vom 20.12.2007, der am 7.1.2008 samt den Baupl�nen bei der Gemeinde eingegan-
gen ist, beantragte Hans Hinterholzer, der Eigent�mer des Grundst�cks FlNr. 143, Gemarkung
Wilparting, den Umbau des ehemals landwirtschaftlich genutzten Geb�udeteils seines Einfirst-
hofs zu Wohnzwecken. Es handelt sich um einen insgesamt 24 m langen, zweigeschossigen Ein-
firsthof, wie er f�r Oberbayern und die Voralpenregion typisch ist. Der Wohnteil, der sich an der
Ostseite des Geb�udes befindet und der zwei Wohnungen hat, wird von der Familie des Kl�gers
und seiner Mutter bewohnt. Der 13 m lange Wirtschaftsteil mit den ehemaligen St�llen im Erd-
geschoss und der ehemaligen Tenne im Obergeschoss wird seit Ende 2001 nicht mehr landwirt-
schaftlich genutzt. Der Kl�ger geht einem landwirtschaftsfremden Beruf nach. Er ist Sachver-
st�ndiger f�r Brandschutzfragen und Lehrstuhlinhaber an einer Fachhochschule f�r Bau. Die
Landwirtschaft wird seit Januar 2003 auch nicht mehr als Nebenerwerb weitergef�hrt, sondern
ist seither vçllig eingestellt.

Der Planzeichnungen sehen vor, dass der urspr�nglich landwirtschaftlich genutzte Geb�udeteil
abgebrochen und an seiner Stelle ein profilgleicher Neubau im Umfang des bisherigen Bestandes
errichtet wird, der im Erd- und im Obergeschoss je eine Wohnung (in gehobenem Standard) so-
wie ein nicht ausgebautes Dachgeschoss umfassen soll. Die Wohnungen sollen als Eigentums-
wohnungen an solvente St�dter verkauft werden. Aus konstruktiven Gr�nden bleibt lediglich
die Brandwand, die den Wohnteil vom bisherigen Wirtschaftsteil trennt, erhalten.

Das Hofgrundst�ck befindet sich in etwa 500 m Entfernung zum Ortsteil Wilparting. Der Fl�-
chennutzungsplan der Gemeinde stellt im fraglichen Bereich eine Fl�che f�r Landwirtschaft dar.

In seiner Sitzung vom 24.1.2008 hat der Gemeinderat wegen der bef�rchteten Bezugsfallproble-
matik und mangels planungsrechtlicher Privilegierung die Zustimmung zu dem Vorhaben mehr-
heitlich durch Beschluss verweigert.

Das Landratsamt Miesbach hat dann mit Bescheid vom 12.2.2008 den Bauantrag abgelehnt.

Der dagegen erhobenen Klage hat das Verwaltungsgericht – f�r uns nicht nachvollziehbar – aber
stattgegeben und das Landratsamt verpflichtet, die Baugenehmigung zu erteilen. Dies obwohl
die Klage zu sp�t erhoben wurde, weil der Kl�ger angeblich krankheitsbedingt daran gehindert
war.
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Im Namen der Gemeinde bitte ich Sie gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts M�n-
chen, die uns am 17.9.2008 zugegangen ist vorzugehen und alles Notwendige an Schreiben
und Antragstellung zu veranlassen.«

Anlage 1

M 29 K 08.123

Bayerisches Verwaltungsgericht M�nchen

Im Namen des Volkes

In der Verwaltungsstreitsache

Hans Hinterholzer
Wilparting 8, 83737 Irschenberg

Bevollm�chtigt:
Rechtsanwalt Gustl Gast

– Kl�ger –

gegen

Freistaat Bayern
vertreten durch das Landratsamt Miesbach

– Beklagter –

beigeladen:
Gemeinde Irschenberg
vertreten durch den ersten B�rgermeister
Sonnenreuthstr. 1, 83737 Irschenberg

wegen

Baugenehmigung

erl�sst das Bayerische Verwaltungsgericht M�nchen, 29. Kammer, durch den Vorsitzenden Rich-
ter am VG Schuffer, die Richterin am VG Kautz, den Richter Kohl sowie die ehrenamtlichen
Richter Bauenfeind und Semmelbauer

aufgrund der m�ndlichen Verhandlung vom 3.9.2008

am 3.9.2008

folgendes

Urteil

1. Der Beklagte wird – unter Aufhebung des ablehnenden Bescheids des Landratsamtes Mies-
bach vom 12.2.2008 – verpflichtet, die beantragte Baugenehmigung f�r den Abriss des ehema-
ligen landwirtschaftlich genutzten Teils des Anwesens Wilparting 8 auf dem Grundst�ck
FlNr. 143,Gemarkung Wilparting sowie die Errichtung zweier Wohnungen als Ersatz zu er-
teilen.

2. Beklagter und Beigeladene tragen die Kosten des Verfahren einschließlich der außergericht-
lichen Kosten des Kl�gers je zur H�lfte. Die Beigeladene tr�gt ihre außergerichtlichen Kosten
selbst.

3. Die Kostenentscheidung ist vorl�ufig vollstreckbar. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

4. Die Berufung wird zugelassen.

Klausur 3: »�rger in Wilparting«

35



{luchterh_neu}20080493_Decker/kap01.3D 03.03.2009 S. 36

Tatbestand:

Der Kl�ger begehrt die Baugenehmigung f�r den Neubau von zwei Wohnungen anstelle des (ab-
zureißenden) Wirtschaftsteils eines ehemaligen landwirtschaftlichen Anwesens.

Der Bauantrag und die Antragsunterlagen gingen am 7.1.2008 bei der Beigeladenen ein. In der
Sitzung vom 24.1.2008 wurde von der Beigeladenen das gemeindliche Einvernehmen zu dem
Vorhaben verweigert. Mit Bescheid des Landratsamts Miesbach vom 12.2.2008, dem Kl�ger zu-
gestellt am 18.2.2008, wurde der Bauantrag abgelehnt. Zur Begr�ndung wurde ausgef�hrt, dass
das im Außenbereich zur Ausf�hrung kommende Bauvorhaben planungsrechtlich unzul�ssig
sei. Als sonstiges Vorhaben beeintr�chtige es çffentliche Belange. Auf eine Teilprivilegierung
kçnne sich der Bauherr nicht berufen, da er ein bestehendes Geb�ude in seinem �berwiegenden
Teil durch ein neues Geb�ude ersetzen wolle. Angesichts des Umfangs der Baumaßnahme kçnne
nicht mehr von einer �nderung des Wohnteils des bisherigen landwirtschaftlichen Anwesens ge-
sprochen werden. Beabsichtigt sei nicht die Sicherung und zweckm�ßige Verwendung erhaltens-
werter Substanz, sondern lediglich deren Ersetzung.

Mit Schreiben vom 20.3.2008, eingegangen beim erkennenden Gericht am 25.3.2008, erhob der
Kl�ger Klage zum Verwaltungsgericht und beantragte das Landratsamt zu verpflichten, ihm die
beantragte Baugenehmigung zu erteilen. Der Kl�ger bat um Nachsicht f�r die sp�te Klageerhe-
bung und verwies darauf, dass er sich in der Zeit vom 10. bis 19.3.2008 wegen einer Blinddarm-
operation im Krankenhaus befand und es ihm daher nicht mçglich gewesen sei, in dieser Zeit eine
Klage zu erheben. Der Krankenhausaufenthalt wurde belegt. Er verwies weiter darauf, dass er
sofort nach seiner Entlassung die Klage gefertigt habe, aber wegen der Osternfeiertage die Klage
erst am 25.3.2008 beim Verwaltungsgericht einging.

Zur Begr�ndung seiner Klage f�hrte der Kl�ger aus, dass das Landratsamt von falschen Voraus-
setzungen ausginge, wenn es Wirtschafts- und Wohnteil des Anwesens voneinander trenne und
den Wirtschaftsteil als selbstst�ndigen Geb�udeteil betrachte. Das gesamte landwirtschaftliche
Anwesen m�sse vielmehr als Einheit gesehen werden. Gehe man davon aus, handele es sich
ohne weiteres insgesamt um ein erhaltenswertes Geb�ude. Der Wohnteil und die angrenzende
Brandmauer stellten allein schon aufgrund ihres Wertes eine erhaltenswerte Bausubstanz dar
und w�rden auch – worauf der Kl�ger ausdr�cklich verweist – unver�ndert bestehen bleiben.
Das beantragte Vorhaben halte zentimetergenau die urspr�nglichen Maße des ehemaligen Wirt-
schaftsteils ein; die Fassade orientiere sich exakt an dessen Gegebenheiten.

Der Kl�ger beantragt,

den Bescheid des Landratsamtes Miesbach vom 12.2.2008 aufzuheben und den Beklagten zu ver-
pflichten, ihm eine Baugenehmigung f�r den Abbruch des ehemaligen landwirtschaftlich genutz-
ten Teil des Anwesens Wilparting 8 auf dem Grundst�ck FlNr. 143, Gemarkung Wilparting sowie
f�r die Errichtung zweier Wohnungen als Ersatz zu erteilen.

Der Beklagte beantragte mit Schriftsatz vom 22.4.2008, eingegangen beim Verwaltungsgericht
am 25.4.2008,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte verwies darauf, dass die Klage bereits unzul�ssig sei, weil verfristet. Gr�nde, die
eine Wiedereinsetzung rechtfertigen w�rden seien nicht erkennbar.

Im �brigen wurde auf die Begr�ndung des ablehnenden Bescheids vom 12.2.2008 Bezug genom-
men.

Die erkennende Kammer f�hrte am 3.9.2008 einen Augenschein und eine m�ndliche Verhand-
lung durch.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird im �brigen auf den Inhalt der Gerichts-
akte sowie der beigezogenen Behçrdenakten des Landratsamts Bezug genommen.
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Entscheidungsgr�nde

Die auf Erteilung einer Baugenehmigung gerichtete Verpflichtungsklage ist zul�ssig.

Sie ist nicht wegen Vers�umung der Klagefrist des § 74 II, I 2 VwGO unzul�ssig, weil dem Kl�ger
gem�ß § 60 VwGO Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gew�hren ist. Die nach § 74 II, I 2
VwGO einzuhaltende Klagefrist von einem Monat wurde zwar mit ihrem Eingang beim Verwal-
tungsgericht am 25.3.2008 nicht gewahrt. Da die Ablehnung des Bauantrags dem Kl�ger am
18.2.2008 zuging, h�tte die Klage bis sp�testens 18.3.2008 erhoben werden m�ssen.

Der Kl�ger erf�llt jedoch die Voraussetzungen f�r eine Wiedereinsetzung in die Klagefrist nach
§ 60 VwGO. Gemeinsam mit der Klageerhebung und unmittelbar im Anschluss an seine Krank-
heit wurde der Wiedereinsetzungsantrag gestellt. Infolge des gef�hrten Nachweises steht zur
�berzeugung der erkennenden Kammer fest, dass den Kl�ger wegen seiner Krankheit kein Ver-
schulden am Vers�umen der Klagefrist trifft. Dem Kl�ger steht das Recht zu, die Frist zur Erhe-
bung einer Klage voll auszuschçpfen. Wird er dann durch �ußere und nicht in seinem Einwir-
kungsbereich liegende Umst�nde an einer rechtzeitigen Klageerhebung gehindert, erfolgt dies
ohne Verschulden.

Der Kl�ger ist gem�ß § 42 II VwGO auch klagebefugt, da ein Anspruch auf Erteilung der begehr-
ten Baugenehmigung mçglich erscheint.

Die Verpflichtungsklage ist begr�ndet.

Der Kl�ger hat gem�ß Art. 68 I 1, 59 BayBO einen Rechtsanspruch auf Erteilung der beantragten
Baugenehmigung.

Das Vorhaben ist in seiner Gesamtheit – es handelt sich um den Teilabbruch, die �nderung und
die (teilweise) Nutzungs�nderung einer baulichen Anlage – nach Art. 55 I BayBO genehmi-
gungspflichtig.

Das Vorhaben ist schließlich nach Art. 68 I 1, 59 BayBO genehmigungsf�hig, insbesondere ge-
m�ß §§ 29 ff. BauGB planungsrechtlich zul�ssig. Es befindet sich im planungsrechtlichen Au-
ßenbereich des § 35 BauGB und ist im Sinne von § 35 IV 1 Nr. 1 BauGB teilprivilegiert.

1. § 35 IV 1 Nr. 1 BauGB beg�nstigt die �nderung der bisherigen Nutzung eines land- oder
forstwirtschaftlichen Betriebs. Die Regelung dient dem Strukturwandel in der Landwirtschaft
insoweit, als eine Vielzahl von Betrieben heute nicht mehr insgesamt oder in Teilen landwirt-
schaftlich genutzt werden. W�rde in einem solchen Fall nicht die Nutzungs�nderung der vor-
handenen Geb�ude ermçglicht, w�ren sie dem Verfall preisgegeben.

2. Das streitgegenst�ndliche Geb�ude, dessen Nutzung (teilweise) ge�ndert werden soll, diente
einem landwirtschaftlichen Betrieb im Sinne von § 35 I Nr. 1 BauGB. Es handelt sich um ein ty-
pisches landwirtschaftliches Anwesen mit Wohn- und Wirtschaftstrakt. Im Erdgeschoss des
Wirtschaftstrakts befindet sich der Stall, im Obergeschoss die Tenne. Die Aufgabe der Landwirt-
schaft liegt hier entsprechend § 35 IV 1 Nr. 1 c) BauGB auch nicht l�nger als sieben Jahre zur�ck.

3. Der Wirtschaftsteil soll nunmehr insgesamt zu Wohnzwecken genutzt werden. Durch § 35 IV
1 Nr. 1 BauGB ist nicht nur die Nutzungs�nderung eines Geb�udeteils, sondern auch die Entpri-
vilegierung eines gesamten – ehemals landwirtschaftlich genutzten – Geb�udes mçglich. Es han-
delt sich bei der vorliegenden Nutzungs�nderung auch um die erstmalige Nutzungs�nderung ei-
nes Geb�udes im Sinne von § 35 I Nr. 1 BauGB.

4. Der Begriff der Nutzungs�nderung ist zudem nicht eng in einem Sinne auszulegen, dass kei-
nerlei bauliche Ver�nderungen mçglich w�ren. Dies ergibt sich schon aus den weiteren Ein-
schr�nkungen in § 35 IV 1 Nr. 1 a) und b) BauGB, die ansonsten keinen Sinn machen w�rden,
w�ren bauliche �nderungen nicht zul�ssig. Dass der Kl�ger beabsichtigt, Teile des einheitlichen
landwirtschaftlichen Geb�udes vollst�ndig zu erneuern, schließt daher nicht von vorneherein die
Anwendbarkeit des § 35 IV 1 Nr. 1 BauGB aus.

5. Das streitgegenst�ndliche Vorhaben dient der zweckm�ßigen Verwendung erhaltenswerter
Bausubstanz nach § 35 IV 1 Nr. 1 a) BauGB. Danach ist eine Bausubstanz erhaltenswert,
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wenn sie sich bautechnisch in einem Zustand befindet, der es wirtschaftlich sinnvoll erscheinen
l�sst, sie in Stand zu setzen oder in Teilen zu ersetzen, damit sie weiterhin – f�r den bisherigen
oder einen anderen Zweck – genutzt werden kann. Dabei kommt es auf eine Gesamtbetrachtung
an, bei der regelm�ßig auf das gesamte Geb�ude, nicht aber auf unselbstst�ndige Teile des Geb�u-
des abzustellen ist. Die Anforderung, dass noch eine »erhaltswerte Bausubstanz« vorhanden sein
muss, soll sicherstellen, dass das Geb�ude insgesamt noch einen Wert darstellt, den ein vern�nf-
tiger Bauherr zweckm�ßig weiternutzen w�rde. Von den technischen Gegebenheiten her muss
das bestehende Geb�ude �berhaupt f�r eine anderweitige Verwendung in Betracht kommen. Ge-
b�ude, die zerstçrt sind oder sich in einem baulich technischen Zustand befinden, dessen Wieder-
verwendung einem Ersatz gleichkommt, scheiden aus.

Entgegen der Auffassung der Bauaufsichtsbehçrde ist demnach nicht allein auf den Wirtschafts-
teil des landwirtschaftlichen Anwesens des Kl�gers abzustellen, sondern auf den vorhandenen
Geb�udebestand insgesamt. Dieser Geb�udebestand ist erhaltenswert. Der Wohnteil wird
vom Kl�ger und seiner Familie sowie von der Mutter des Kl�gers schon seit Jahren bewohnt, oh-
ne, dass es zu gesundheitlichen Einschr�nkungen irgend welcher Art gekommen w�re. Der Stall,
das hat der durchgef�hrte Augenschein ergeben, ließe sich als solcher ohne weiteres weiterhin
nutzen; das gleiche gilt f�r die Tenne. Der Geb�udebestand ist weder verfallen noch abbruchreif.
Die Außenmauern m�ssten lediglich saniert werden, damit im Wirtschaftsteil auch eine gesunde
Wohnnutzung mçglich ist. Vor diesem Hintergrund erscheint es dann sachgerecht, den Kl�ger
die f�r ihn (kosten)g�nstigere Lçsung w�hlen und den Altbestand teilweise abbrechen zu lassen
und stattdessen in gleichem Umfang Ersatzbau zu gestatten. § 35 IV 1 Nr. 1 a) BauGB verlangt
nicht, dass der zum Umbau und zur Umnutzung vorgesehene unselbstst�ndige Teil eines Geb�u-
des eine erhaltenswerte Bausubstanz aufweisen muss. Insgesamt muss das Geb�ude – so wie hier
– erhaltenswert sein.

6. Weitere Voraussetzung ist, dass die erhaltenswerte Bausubstanz einer zweckm�ßigen Verwen-
dung zugef�hrt wird. Darin kommt zum Ausdruck, dass die geplante Bausubstanz und ihre
Funktion zur bisherigen Bausubstanz und ihrer Funktion in einem angemessenen Verh�ltnis ste-
hen m�ssen. Grunds�tzlich erlaubt der Gesetzgeber – wie sich aus § 35 IV 1 Nr. 1 f) BauGB –,
dass neben den bisher der landwirtschaftlichen Nutzung dienenden Wohnungen, noch drei wei-
tere Wohnungen je Hofstelle errichtet werden d�rfen. Die Umnutzung eines Scheunen- und
Stallteils in einen Wohnteil ist deshalb eine in diesem Sinne zweckm�ßige Verwendung.

Auch wenn der Wirtschaftsteil als Teil des Gesamtbestands in einer L�nge von 13 m abgerissen
und neu errichtet wird, ist das angemessene Verh�ltnis noch gewahrt. Regelm�ßig ist der Wirt-
schaftsteil eines landwirtschaftlichen Anwesens grçßer als der Wohnteil. Der Kl�ger kçnnte
die Außenmauern des Stalles stehen lassen, die Ammoniakbelastung beseitigen und eine Woh-
nung unter Beibehaltung der Außenmauern in die Stallr�ume einbauen. In gleicher Weise kçnnte
er verfahren, indem er im Obergeschoss die Verbretterung bel�sst und hintermauert sowie dort
Fenster einbaut. Die gleiche Nutzung und Wirkung entsteht, wenn er – so wie beantragt – Teile
der Außenmauern des Gesamtgeb�udes vollst�ndig erneuert. Insoweit handelt es sich nach Auf-
fassung der erkennenden Kammer nicht um den Neubau des Gesamtgeb�udes unter Einbezie-
hung vorhandener Bauteile, sondern um die Sanierung des Gesamtgeb�udes unter Verwendung
wesentlicher Teile der bisherigen Bausubstanz, denn der gesamte landwirtschaftliche Wohnteil,
einschließlich der Brandwand, bleibt erhalten.

7. Auch die �ußere Gestalt des Geb�udes – so wie es § 35 IV 1 Nr. 1 b) BauGB verlangt – bleibt im
Wesentlichen gewahrt. Die �ußere Gestalt eines Geb�udes wird in erster Linie durch seine Aus-
maße, in zweiter Linie durch die Einzelheiten der Gestaltung, wie Grçße und Anordnung der
Fenster bestimmt. Das streitgegenst�ndliche Vorhaben bleibt von seinen Ausmaßen und damit
in seiner Kubatur unver�ndert. Der Umfang des neu hinzukommenden Wohnteils entspricht
dem Umfang des bisherigen Wirtschaftsteils.

Die �ußeren Gestaltungselemente des Wirtschaftsteils werden zwar durch den Einbau von Fens-
tern und T�ren sowie eines Balkons ver�ndert, diese Ver�nderung sind aber von der Beg�nsti-
gung mit umfasst. Die pr�gende �ußere Gestalt des Geb�udes bleibt erhalten, da der objektive
Betrachter nach die vor den Eindruck eines ehemals landwirtschaftlich genutzten Geb�udes
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hat, das von der �ußeren Gestalt her den im Gebiet der Beigeladenen �blichen landwirtschaft-
lichen Geb�uden entspricht.

8. Die Voraussetzungen von § 35 IV 1 Nr. 1 c)– g) BauGB sind erf�llt, ohne dass es einer weiteren
Begr�ndung hierzu bed�rfte.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 I VwGO

Die Beigeladene tr�gt ihre außergerichtlichen Kosten selbst, weil sie keinen Antrag gestellt hat
(§ 162 III VwGO).

Der Auspruch �ber die vorl�ufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 167 VwGO i. V. m.
§§ 708 ff. VwGO.

Die Berufung war wegen grunds�tzlicher Bedeutung zuzulassen nach §§ 124a I, 124 II Nr. 3
VwGO.

(Rechtsbehelfsbelehrung ordnungsgem�ß)

Schuffer Kautz Kohl

(Es folgt ein ordnungsgem�ßer Beschluss �ber den Streitwert)

Anlage 2:

Landratsamt Miesbach 12.2.2008
Rosenheimer Str.3
83714 Miesbach

Herr
Hans Hinterholzer
Wilparting 8
83737 Irschenberg

zu ihrem Bauantrag vom 7.1.2008

Sehr geehrter Herr Hinterholzer,

das Landratsamt Miesbach erl�sst folgenden

Bescheid

1. Der Bauantrag vom 7.1.2008 f�r . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . wird abge-
lehnt.

2. Sie haben die Kosten des Verfahrens zu tragen.
3. F�r diesen Bescheid werden Kosten iHv 62,50 A erhoben.

Gr�nde

I.

II.

Das Landratsamt Miesbach ist gem�ß Art. 53 I BayBO, Art. 3 BayVwVfG zust�ndige Bauauf-
sichtsbehçrde.

Das nach Art. 55 I BayBO genehmigungspflichtige Vorhaben ist nicht genehmigungsf�hig.

Als sonstiges Vorhaben im Sinne von § 35 II BauGB, das im planungsrechtlichen Außenbereich
errichtet werden soll, beeintr�chtigt es çffentliche Belange gem�ß § 35 III BauGB. So wider-
spricht es nach § 35 III 1 Nr. 1 BauGB den Darstellungen des Fl�chennutzungsplans der Ge-
meinde Irschenberg, der im fraglichen Bereich eine Fl�che f�r Landwirtschaft darstellt. Dar�ber
hinaus hat der Gemeinderat der Gemeinde Irschenberg mit Beschluss vom 24.1.2008, dem Land-
ratsamt zugegangen am 28.1.2008, das nach § 36 I BauGB erforderliche Einvernehmen verwei-
gert.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2, 6, 8 I, 10 I KG i. V. m. lfd. Nr. 2. I. 1 des KV.

(ordnungsgem�ße Rechtsbehelfsbelehrung)

Friederike Feil
Regierungsr�tin

Anlage 3:

Auszug aus der Niederschrift �ber die Sitzung des Gemeinderats vom 24.1.2008
TOP 4: Bauantrag Hans Hinterholzer

Gemeinderatsmitglieder: 17 anwesend: 17

Der 1. B�rgermeister verliest ein Schreiben des Antragstellers, das er einige zuvor erhalten hat.
Im Anschluss daran wird dar�ber beraten, ob das gemeindliche Einvernehmen zu dem Bauvor-
haben erteilt werden kann.

Gemeinderat Schwarz f�hrt aus, dass es sich um eine alteingesessene Familie handelt, die darin
unterst�tzt werden sollte, eine bestehende Bausubstanz sinnvoll zu nutzen.

Gemeinder�tin und 3. B�rgermeisterin Bauer weist daraufhin, dass die Zustimmung erteilt wer-
den m�sse, sollte es sich um ein nach dem Baugesetzbuch zul�ssiges Vorhaben handeln. Sie selbst
gehe davon aus, dass die Neuerrichtung eines Wohngeb�udes, das ohne weiteres selbstst�ndig ge-
nutzt werden kçnne, im Außenbereich nicht zul�ssig sei und im Falle einer Genehmigung eine
nicht �berschaubare Anzahl von Bezugsf�llen bef�rchten lasse, da es sowohl im Gemeindegebiet
wie �berhaupt im Landkreis eine Reihe vergleichbarer landwirtschaftlicher Anwesen gebe, die
einer anderen Nutzung zugef�hrt werden kçnnen und sollen.

Beschluss:
Die Erteilung des Einvernehmens wird mit 12 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen verweigert, um
den Außenbereich vor einer Zersiedelung zu sch�tzen.

Anlage 4:

Rechtsanwalt
Gustl Gast
Kçnigstraße 5
83022 Rosenheim 20.3.2008

Bayerisches Verwaltungsgericht
M�nchen
Bayerstraße 30 Eingang VG: 25.3.2008
80335 M�nchen

In der Verwaltungsstreitsache

Hans Hinterholzer
Wilparting 8
83737 Irschenberg

bevollm�chtigt: Unterfertigende

gegen

Landratsamt Miesbach,
vertreten durch den Landrat Dr. Ludwig Leidl

wegen

Baugenehmigung

zeige ich unter Vorlage einer Vollmacht die Vertretung des Kl�gers an und beantragte:

Klausur 3: »�rger in Wilparting«

40



{luchterh_neu}20080493_Decker/kap01.3D 03.03.2009 S. 41

1. Der ablehnende Bescheid des Landratsamtes Miesbach vom 12.2.2008 wird beseitigt.
2. Das Landratsamt wird verurteilt, die beantragte Baugenehmigung zu erteilen.

Zur Begr�ndung f�hre ich Folgendes aus:

Die Ablehnung des Bauantrags ist rechtswidrig, so dass sie aufzuheben ist. Das Landratsamt
h�tte das Vorhaben genehmigen m�ssen, da es am vorgesehenen Standort im Außenbereich zu-
l�ssigerweise ausgef�hrt werden darf.

Wie die Regelung des § 35 IV 1 Nr. 1 BauGB zeigt, sollen Geb�ude, die – wie hier der Stall und die
Tenne – ehemals landwirtschaftlich genutzt wurden, aber daf�r nicht mehr gebraucht werden,
einer anderen Nutzung zugef�hrt werden kçnnen, damit die Bausubstanz nicht verf�llt. Dabei
l�sst das Gesetz und das ergibt sich ebenfalls aus der genannten Norm, auch eine bauliche �n-
derung, wie hier den Abriss des ehemaligen Wirtschaftsteils und als Ersatz einen Neubau in iden-
tischer Grçße zu. Dadurch wird zudem die �ußere Gestalt des Geb�udes im Wesentlichen ge-
wahrt, wenn es von den Ausmaßen aussieht, wie zuvor.

Im �brigen ist dem Kl�ger Wiedereinsetzung in die Klagefrist nach § 60 VwGO zu gew�hren.
Ausweislich der beiliegenden �rztlichen Bescheinigung befand sich der Kl�ger vom 10. bis
19.3.2008 krankheitsbedingt in der Klinik. Die Blinddarmoperation erfolgte am 10.3.2008.
Zwar konnte mein Mandant am 15.3.2008 das Krankenbett wieder verlassen, allerdings musste
er sich auf �rztlichen Rat noch schonen, so dass er mich nicht rechtzeitig vor Ablauf der Klage-
frist aufsuchen und mandatieren konnte. Das f�llt nicht in den Verantwortungsbereich des Kl�-
gers, der das Recht hat die Klagefrist vollst�ndig ausschçpfen zu kçnnen.

Ausdr�cklich mçchte ich betonen, dass es legitim ist, wenn der Kl�ger f�r sein Vorhaben den
kosteng�nstigeren Weg w�hlt. Die Mauern des ehemaligen Stalles sind stark ammoniakbelastet.
Zwar kçnnten die Mauern belassen werden; auch w�re eine entsprechende Sanierung technisch
mçglich. Allerdings w�rde dies mehr als 200 000 A kosten, w�hrend bei einem Abriss des Wirt-
schaftsteils und einem Neubau nur etwa 100 000 A nçtig w�ren. Schon daran ist erkennbar, dass
eine Sanierung f�r meinen Mandanten unzumutbar ist.

Die Tenne im Obergeschoss besteht derzeit zwar nur aus einer Holzummantelung. Allerdings
kann diese ohne weiteres hintermauert und so f�r eine Wohnnutzung ert�chtigt werden, ohne
dass es groß auff�llt. Dass sowohl im Erd- wie im Obergeschoss ausreichend Fenster, eine Ter-
rassen- und Balkont�r eingebaut sowie im Obergeschoss ein Balkon angebaut werden, ist logi-
sche Folge der Regelung des § 35 IV 1 Nr. 1 BauGB und entspricht in der Ausf�hrung der Typik
von Wohngeb�uden im bayerischen Oberland.

Gustl Gast
Rechtsanwalt

Anlage 5:

Landratsamt Miesbach
Rosenheimer Straße 3
83714 Miesbach 24.4.2008

An das
Bayerische Verwaltungsgericht
M�nchen
Bayerstraße 30
80355 M�nchen

In der Verwaltungsstreitsache Hans Hinterholzer gegen Freistaat Bayern werden die Behçrden-
akten vorgelegt.

Es wird beantragt, die Klage abzuweisen.
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Die Klage ist bereits unzul�ssig, weil sie nicht fristgerecht erhoben wurde. Dar�ber hinaus ist die
Klage auch unbegr�ndet, da der Kl�ger keinen Anspruch auf Erteilung der beantragten Bauge-
nehmigung hat. Das Vorhaben ist planungsrechtlich unzul�ssig. Insoweit verweisen wir auf un-
seren Bescheid vom 12.2.2008.

Erg�nzend ist auszuf�hren, dass es sich schon nach der kl�gerischen Einlassung bei dem streit-
gegenst�ndlichen Geb�udeteil des Anwesens Wilparting 8 um einen solchen handelt, der f�r eine
Wohnnutzung offensichtlich in keiner Weise geeignet ist, wenn eine Sanierung mehr als das Dop-
pelte an Kosten verursachen w�rde als ein Neubau.

Friederike Feil
Regierungsr�tin

Vermerk f�r die Bearbeiter:

Der Berufungsschriftsatz von Rechtsanw�ltin Dr. Anzinger ist zu fertigen.

Es ist davon auszugehen, dass der dargestellte Sachverhalt f�r das Abfassen der Rechtsmittelschrift ausreicht.

Soweit in der Rechtsmittelschrift ein Eingehen auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen nicht erforderlich erscheint,
sind diese hilfsgutachterlich zu behandeln.
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